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Furozentrismus in der
Wahrnehmung und Reflexion S
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„Eurozentrisch“ lautet eine populäre Iniragestelung der Menschenrechts
idee. Der Vorwurit den Kern, hier doch der universale Geltungsanspruch
der Menschenrechte ezweıle S1e sel]len N1IC. ihrer Genese regional,
sondern auch 1n ihren Geltungsansprüchen partikular. Es handle sich also 1n
el Europäer-Rechte, und gegenüber Europäern einklag
bar Jenseıts der Grenzen europäischer Kul: und deren Interpretation des
Menschseins könnten die Menschenrechte keine Geltung eanspruchen. S1e
würden diese Bindung uropa auch niemals ablegen, weil eine
turübergreifenden normatıiven rundorientierungen geben könne. „Allen radı
tıonen, Weltbildern oder Kulturen sollen ]Je eigene, und inkommensurable
Mafstäbe Wahres und Falsches eingeschrieben sein.‘“1 Der Eurozentrismus-
Vorwurt hat se1ine Spitze also cht darın, dass europäisches Denken ul  g
bunden sel, Ssondern darin, dass hier einem unhaltbaren Änspruch festgehalten
werde und andere Kulturen miıt europäischem Denken überifremd: würden.
Auf diesen Vorwurt ist geantworte worden. ürgen Habermas beispielsweise
verwelist auft die „eigentümliche Selbstbezüglichkeit, die die Diskurse der
klärung auszeichnet. uch der Menschenrechtsdiskurs ist darauftf angelegt, en
Stimmen (0)4 verschatien. Deshalb schie{ßt selbst die Standards VOL,
deren IC och die atenten erstOlse den eigenen Anspruch entdecC.
und korriglert werden können.““ Kıne andere Strategie wählt Otiried Höffe Er



Analyse gylaubt, Menschenrechte durch „einen den Menschen geschichts und kultur:
unabhängigen gen Begriff“ begründen können. DIie Jıste der Ansätze
lielßse sich Iortsetzen DIie Reinigung der enschenrechtstradition Vonl Eurozen-
trısmen STEe eiıne orderung dar, die VON auflßsen herangetragen WIr| sondern
liegt 1n der Dynamik ihres Universalisierungsanspruchs.
Ich der 'ans.  urellen Menschenrechtsbegründung hier N1IC nachgehen,
sondern sSetize VOTAaUS, dass S1e urchführbar ist Einen Kern Menschenrechten
kann IMN davon gehe ich einmal aus anskulturell auswelsen. Meine Über:
legungen setzen einen Schritt Sspäter All, be1 der Feststelung, dass Menschen-
rechte verletzt werden. Wenn eiıne 21Dt, Menschenrechte achten, 1bt

dann eine C Menschenrechtsverletzungen notfalls miıt EW:;
vorzugehen 74
Wer diese rage cht grundsätzlich neg1e INUSS Kriterien eines egitimen
Gewalteinsatzes benennen. 1uch hier droht eurozentrische Befiangenheit, aller
dings TamaUsc verschäriter Form; doch die Anwendung VONl EW
insbesondere VON Krieg iast immer Tod und erstörung. Dieses Problem
möchte ich hier auf die der etzten Zeit heitig umstrittene Form kriegerischer
EW,; zuspitzen: die humanitäre Intervention on der Begriff zZz1e auftf einen

VOIl Krieg, der der Menschenrechte willen geführt Lässt sich
transbeantworten, ob jemals und Wall eine Intervention rlaubt ist?

1. Eurozentrismus in der Wahrnehmung und eiflexıon
von humanıtären Interventionen?

Prima facie werden die meilsten Menschen aum TODIeme miıt elner rechtsstaat
lich egitimierten olizei aben, auch WeNn diese als ultima ratıo auft EW,;
zurückgreiit. 1ıne andere Problemqualität erreicht, WEn ach den
Krıterien legitimer Gewaltanwendung auf zwıischenstaatlicher ene iragt, also

Krieg.> aDel ist elne ache, einen Staat ach aufßen verteidigen. Eine
andere SE 1n einen anderen S  —A ın rein humanitärer Absıicht intervenle-
ren, also VOIL aulßen miıt EW,; 1n einen anderen E einzudringen, S0OZUuSa-
CN subsidiär dessen prımäre Auigabe auszuüben, Namlıc Menschenrechte S@e1-
Her ürger aul sSeInNnem Staatsgebiet sichern, WeNnNn dessen Staatsgewalt diese
Auigabe chtahrnimmt oder selbst Menschenrechte verletz
DIie humanitäre Intervention repräsentiert das neuerlich viele machtvoall:
mitreißende egen, Menschenrechte weltweit notfalls mıt militärischen Mit
teln schützen. Wenn europäisches en notwendigerweise urozentrisch
1St, dann 21Dt die humanitäre Intervention einen weılteren 1Te der Ge
chichte der anscheinend unneilbaren europäischen Verstiegenheit ach den
Kreuzzügen und dem olonialismus die „Welt HeUu ordnen und S1e ihrem
eigenen Denksystem einzuverleiben“®©. Oder uropa mıiıt der humanitären
Intervention en Aaus dem Schatten selner Unrechtsvergangenheit und wird
ZNW: aller Menschen?



Wer diese rage auf der Linie der Menschenrechtsidee beantworten die Furozen INS-
MUusSs derMöglichkeit transkulturellen Friedense bejahen Diese kognitivistische

Posıtion schliefßt aber N1IC aus dass eiNe Interventionse ırozentrische Wahrnen-
MUNgd und

emente enthält Dıe YallZe des TODIemMSsS besteht der Symbiose VOIl Reflexion VT

europäisch auigeklärter TAadılon M1 der militärischen ermacCc der NATO Krıiegen
Allianz westlicher Staaten die die Welt SEe1IT dem USammeNnNDruCc. des

Warschauer es prägt Praktisch Sind eute diese en der Lage
CIl humanıtäre Intervention durchz  en Sind S16 ODWO. S16 e11lle beson
dere Kul: repräsentleren geelgnet als des Menschheitsinteresses
fungieren ? Jede Projektion militärischer aC unter dem amen CiNGT humanı
tären Intervention die sich cht anskulturell auswelsen lielse musste als
eurozentrische Anmaidung, als Unrecht zurückgewiesen werden
Allerdings WO auch eiNer europäischen umanıiıtärer Intervention E1

Dynamik Selbstkritik 1LL11E insofern auch S16 unter Universalisierungs
anspruch STE Dazu möchten diese Überlegungen eitragen Ich werde mich
hıerbel auf die deutschsprachige Debatte ber den NATO Einsatz Jugosla
WIGI beziehen UunNacAs werde ich mich SC M1 der Position auseinander
setzen dass enl eC humanıtären Intervention geben könne ohne dass
diesem eC CN flic korrespondierte Eine derartige Posıtion edeute e1INleEe

eiurozentrische Ins entalisierung
der Menschenrechtsidee Hierauf
möchte ich auft die Gefahr eUrozenTtrI1 Der utor
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ach geboten ist? Wer ach eiNeTr

iragt, INUSS angeben, WEl

diese estehen soll Hür EeE1iNeE Weltautorität, deren Auigabe darıin bestünde, Men
schenrechte den en ubsidiär sichern WAäl‘ jede der aC ach
gebotene Intervention auch verpllichtend ESsS isSTı unmöglich e1il Selektionskriteri

au  en auft vergleichbare Fälle ungleic. WEn



Analyse gyleicher Weise hätte vorgehen können. Das ergl sich aus der nparteilichkeits
orderung, die der Rechtsgleic  eit gründe
DIie Diskussion ber den AD  1NSAaTtz lief aber esentlichen unter der
Prämisse, dass 1 KOS0OVO aufgrun schwerster und massenhaiter Menschen-
rechtsverletzungen eine Intervention geboten Wi  9 ohne dass eine Weltautorität
eingesSC  en ware Kınes, WE cht das entrale Argument für das orgehen
der NATO bestand 1n der analogen Übertragung der innerstaatlich ZEWONNENEN
Kategorie der Nothilfe auf die zwischenstaatliche Ebene ® SO Ww1Ie innerstaatlic
der ürger das eC hat, einem anderen gewaltsame Nothil{fe leisten, WE

die staatliche Autorität keinen Rechtsschutz gyewährt, auch eine partiku
lare Staatengruppe Menschen 1n anderen Staaten notfalls miıt milıtärischen Mit.
teln Hilfe eilen, WEeLN der prımär zuständigeShierin versagt.
Das Nothilfe-Argument hier cht als olches auf den Prüfstand gestellt.?
Vielmehr geht INr die Geifahr eurozentrischer Verkürzungen innerhalb
dieses aradigmas Diese esteht dort, einNe humanitäre Intervention miıt-
tels der Kategorie der Nothilife, also als e]lner humanitärer Nothilfe egitimiert,
ohne zugleic. die Verplichtung anzuerkennen, 1a allen vergleichbaren Fällen
benf{Talls intervenjeren.
Der eutsche Bundesaußenminister Fischer schienen der AÄnsıcht
se1in, dass eiInem eC humanitären Intervention keine entsprechende
korrespondiert. So verteldigte den A’L1O-Einsatz VOT dem onderp  eitag der
Parte1 der „Grünen“ 1 Maı 1999 als humanitäre „Frieden eitz VOIAUS,
dass Menschen N1IC. ermordet, dass Menschen cht vertrieben, dass Frauen
NIGC vergewalti werden.I. Analyse  gleicher Weise hätte vorgehen können. Das ergibt sich aus der Unparteilichkeits-  forderung, die in der Rechtsgleichheit gründet.  Die Diskussion über den NATO-Einsatz lief aber im Wesentlichen unter der  Prämisse, dass im Kosovo aufgrund schwerster und massenhafter Menschen-  rechtsverletzungen eine Intervention geboten war, ohne dass eine Weltautorität  eingeschritten wäre. Eines, wenn nicht das zentrale Argument für das Vorgehen  der NATO bestand in der analogen Übertragung der innerstaatlich gewonnenen  Kategorie der Nothilfe auf die zwischenstaatliche Ebene.® So wie innerstaatlich  der Bürger das Recht hat, einem anderen gewaltsame Nothilfe zu leisten, wenn  die staatliche Autorität keinen Rechtsschutz gewährt, so darf auch eine partiku-  lare Staatengruppe Menschen in anderen Staaten notfalls mit militärischen Mit-  teln zur Hilfe eilen, wenn der primär zuständige Staat hierin versagt.  Das Nothilfe-Argument wird hier nicht als solches auf den Prüfstand gestellt.?  Vielmehr geht es mir um die Gefahr eurozentrischer Verkürzungen innerhalb  dieses Paradigmas. Diese besteht dort, wo man eine humanitäre Intervention mit-  tels der Kategorie der Nothilfe, also als einer Art humanitärer Nothilfe legitimiert,  ohne zugleich die Verpflichtung anzuerkennen, in allen vergleichbaren Fällen  ebenfalls zu intervenieren.  Der deutsche Bundesaußenminister J. Fischer schien jedenfalls der Ansicht zu  sein, dass einem Recht zur humanitären Intervention keine entsprechende Pflicht  korrespondiert. So verteidigte er den NATO-Einsatz vor dem Sonderparteitag der  Partei der „Grünen“ im Mai 1999 als humanitäre Nothilfe: „Frieden setzt voraus,  dass Menschen nicht ermordet, dass Menschen nicht vertrieben, dass Frauen  nicht vergewaltigt werden. ... ich stehe auf zwei Grundsätzen, nie wieder Krieg,  nie wieder Auschwitz, (...) beides gehört bei mir zusammen.‘“1® Der Außen-  minister rechtfertigte also den Krieg gegen Jugoslawien als einen Akt des  gewaltbewährten Menschenrechtsschutzes. Es gehe um den Schutz von Rechten,  die jedem Menschen aufgrund seines Menschseins unter Absehung von irgend-  welchen partikularen Merkmalen zukomme. Impliziert diese Legitimation die  Selbstverpflichtung, in allen vergleichbaren Fällen von Menschenrechtsverletzun-  gen in gleicher Weise zu handeln?  Außenminister Fischer scheint nicht dieser Überzeugung zu sein. Nur ein halbes  Jahr später stellte er klar, dass es der NATO im Kosovo primär um ihre eigene  Sicherheit ging: „Man erwartet von uns eine grundsätzliche Bereitschaft zum  Engagement für den Frieden und zur Verhinderung von humanitären Katastro-  phen, Völkermord und Vertreibung. ... Es geht aber nicht nur um Werte, sondern  auch um Interessen - und genau dies ist in den Debatten über Kosovo ... bisweilen  missverstanden worden. Moralische Prinzipien spielten ... eine große Rolle, aber  im Kosovo ging es primär um die regionale Sicherheit in Südosteuropa, die direkte  Auswirkungen auf ganz Europa hat. ... Staatliche Souveränität darf kein Freibrief  mehr sein für Massenmord und massive Menschenrechtsverletzungen. Deutsch-  land wird bei Interventionen dennoch weiter öfters nein als ja sagen müssen.“11  Die Verteidigung von Werten allein stelle also keinen hinreichenden Interven-  tionsgrund dar. Vielmehr war es, so muss man Fischer wohl interpretieren, in dasich STe auft ZWel1 rundsätzen, Nn1ıe wieder Krieg,
N1ıe wieder uschwitz, 5 beides gehö bel INır zusammen.‘“10 Der ulden
minister rechtiertigte also den Krieg Jugoslawien als einen Akt des
gewaltbewährten Menschenrechtsschutzes Es gehe den Schutz VOINl Rechten,
die jedem Menschen aufgrun: selnes Menschseins unter Absehung VON irgen
welchen partikularen erkmalen zukomme. Impliziert diese Legitimation die
Selbstverpülichtung, 1n allen vergleichbaren Fällen VON Menschenrechtsverletzun-
SCH 1n gyleicher Weise handeln?
ußenminister Fischer cheint NIC dieser Überzeugung sSeiIn Nur ein es

später stellte klar, dass der NATO 1mM KOS0VO prımär ihre eigene
Sicherheit INg „Man VOIl uns eine grundsäatzlıche Bereitschafit ZU

Engagement den Frieden und Verhinderung VON humanitären Katastro
phen, Olkermor:‘! und Vertreibung.I. Analyse  gleicher Weise hätte vorgehen können. Das ergibt sich aus der Unparteilichkeits-  forderung, die in der Rechtsgleichheit gründet.  Die Diskussion über den NATO-Einsatz lief aber im Wesentlichen unter der  Prämisse, dass im Kosovo aufgrund schwerster und massenhafter Menschen-  rechtsverletzungen eine Intervention geboten war, ohne dass eine Weltautorität  eingeschritten wäre. Eines, wenn nicht das zentrale Argument für das Vorgehen  der NATO bestand in der analogen Übertragung der innerstaatlich gewonnenen  Kategorie der Nothilfe auf die zwischenstaatliche Ebene.® So wie innerstaatlich  der Bürger das Recht hat, einem anderen gewaltsame Nothilfe zu leisten, wenn  die staatliche Autorität keinen Rechtsschutz gewährt, so darf auch eine partiku-  lare Staatengruppe Menschen in anderen Staaten notfalls mit militärischen Mit-  teln zur Hilfe eilen, wenn der primär zuständige Staat hierin versagt.  Das Nothilfe-Argument wird hier nicht als solches auf den Prüfstand gestellt.?  Vielmehr geht es mir um die Gefahr eurozentrischer Verkürzungen innerhalb  dieses Paradigmas. Diese besteht dort, wo man eine humanitäre Intervention mit-  tels der Kategorie der Nothilfe, also als einer Art humanitärer Nothilfe legitimiert,  ohne zugleich die Verpflichtung anzuerkennen, in allen vergleichbaren Fällen  ebenfalls zu intervenieren.  Der deutsche Bundesaußenminister J. Fischer schien jedenfalls der Ansicht zu  sein, dass einem Recht zur humanitären Intervention keine entsprechende Pflicht  korrespondiert. So verteidigte er den NATO-Einsatz vor dem Sonderparteitag der  Partei der „Grünen“ im Mai 1999 als humanitäre Nothilfe: „Frieden setzt voraus,  dass Menschen nicht ermordet, dass Menschen nicht vertrieben, dass Frauen  nicht vergewaltigt werden. ... ich stehe auf zwei Grundsätzen, nie wieder Krieg,  nie wieder Auschwitz, (...) beides gehört bei mir zusammen.‘“1® Der Außen-  minister rechtfertigte also den Krieg gegen Jugoslawien als einen Akt des  gewaltbewährten Menschenrechtsschutzes. Es gehe um den Schutz von Rechten,  die jedem Menschen aufgrund seines Menschseins unter Absehung von irgend-  welchen partikularen Merkmalen zukomme. Impliziert diese Legitimation die  Selbstverpflichtung, in allen vergleichbaren Fällen von Menschenrechtsverletzun-  gen in gleicher Weise zu handeln?  Außenminister Fischer scheint nicht dieser Überzeugung zu sein. Nur ein halbes  Jahr später stellte er klar, dass es der NATO im Kosovo primär um ihre eigene  Sicherheit ging: „Man erwartet von uns eine grundsätzliche Bereitschaft zum  Engagement für den Frieden und zur Verhinderung von humanitären Katastro-  phen, Völkermord und Vertreibung. ... Es geht aber nicht nur um Werte, sondern  auch um Interessen - und genau dies ist in den Debatten über Kosovo ... bisweilen  missverstanden worden. Moralische Prinzipien spielten ... eine große Rolle, aber  im Kosovo ging es primär um die regionale Sicherheit in Südosteuropa, die direkte  Auswirkungen auf ganz Europa hat. ... Staatliche Souveränität darf kein Freibrief  mehr sein für Massenmord und massive Menschenrechtsverletzungen. Deutsch-  land wird bei Interventionen dennoch weiter öfters nein als ja sagen müssen.“11  Die Verteidigung von Werten allein stelle also keinen hinreichenden Interven-  tionsgrund dar. Vielmehr war es, so muss man Fischer wohl interpretieren, in dasEs geht aber nicht NUur Werte, sondern
auch Interessen und dies ist 1n den Debatten ber KosovoI. Analyse  gleicher Weise hätte vorgehen können. Das ergibt sich aus der Unparteilichkeits-  forderung, die in der Rechtsgleichheit gründet.  Die Diskussion über den NATO-Einsatz lief aber im Wesentlichen unter der  Prämisse, dass im Kosovo aufgrund schwerster und massenhafter Menschen-  rechtsverletzungen eine Intervention geboten war, ohne dass eine Weltautorität  eingeschritten wäre. Eines, wenn nicht das zentrale Argument für das Vorgehen  der NATO bestand in der analogen Übertragung der innerstaatlich gewonnenen  Kategorie der Nothilfe auf die zwischenstaatliche Ebene.® So wie innerstaatlich  der Bürger das Recht hat, einem anderen gewaltsame Nothilfe zu leisten, wenn  die staatliche Autorität keinen Rechtsschutz gewährt, so darf auch eine partiku-  lare Staatengruppe Menschen in anderen Staaten notfalls mit militärischen Mit-  teln zur Hilfe eilen, wenn der primär zuständige Staat hierin versagt.  Das Nothilfe-Argument wird hier nicht als solches auf den Prüfstand gestellt.?  Vielmehr geht es mir um die Gefahr eurozentrischer Verkürzungen innerhalb  dieses Paradigmas. Diese besteht dort, wo man eine humanitäre Intervention mit-  tels der Kategorie der Nothilfe, also als einer Art humanitärer Nothilfe legitimiert,  ohne zugleich die Verpflichtung anzuerkennen, in allen vergleichbaren Fällen  ebenfalls zu intervenieren.  Der deutsche Bundesaußenminister J. Fischer schien jedenfalls der Ansicht zu  sein, dass einem Recht zur humanitären Intervention keine entsprechende Pflicht  korrespondiert. So verteidigte er den NATO-Einsatz vor dem Sonderparteitag der  Partei der „Grünen“ im Mai 1999 als humanitäre Nothilfe: „Frieden setzt voraus,  dass Menschen nicht ermordet, dass Menschen nicht vertrieben, dass Frauen  nicht vergewaltigt werden. ... ich stehe auf zwei Grundsätzen, nie wieder Krieg,  nie wieder Auschwitz, (...) beides gehört bei mir zusammen.‘“1® Der Außen-  minister rechtfertigte also den Krieg gegen Jugoslawien als einen Akt des  gewaltbewährten Menschenrechtsschutzes. Es gehe um den Schutz von Rechten,  die jedem Menschen aufgrund seines Menschseins unter Absehung von irgend-  welchen partikularen Merkmalen zukomme. Impliziert diese Legitimation die  Selbstverpflichtung, in allen vergleichbaren Fällen von Menschenrechtsverletzun-  gen in gleicher Weise zu handeln?  Außenminister Fischer scheint nicht dieser Überzeugung zu sein. Nur ein halbes  Jahr später stellte er klar, dass es der NATO im Kosovo primär um ihre eigene  Sicherheit ging: „Man erwartet von uns eine grundsätzliche Bereitschaft zum  Engagement für den Frieden und zur Verhinderung von humanitären Katastro-  phen, Völkermord und Vertreibung. ... Es geht aber nicht nur um Werte, sondern  auch um Interessen - und genau dies ist in den Debatten über Kosovo ... bisweilen  missverstanden worden. Moralische Prinzipien spielten ... eine große Rolle, aber  im Kosovo ging es primär um die regionale Sicherheit in Südosteuropa, die direkte  Auswirkungen auf ganz Europa hat. ... Staatliche Souveränität darf kein Freibrief  mehr sein für Massenmord und massive Menschenrechtsverletzungen. Deutsch-  land wird bei Interventionen dennoch weiter öfters nein als ja sagen müssen.“11  Die Verteidigung von Werten allein stelle also keinen hinreichenden Interven-  tionsgrund dar. Vielmehr war es, so muss man Fischer wohl interpretieren, in dasbisweilen
m1ssverstanden worden. oralısche Prinzipien spieltenI. Analyse  gleicher Weise hätte vorgehen können. Das ergibt sich aus der Unparteilichkeits-  forderung, die in der Rechtsgleichheit gründet.  Die Diskussion über den NATO-Einsatz lief aber im Wesentlichen unter der  Prämisse, dass im Kosovo aufgrund schwerster und massenhafter Menschen-  rechtsverletzungen eine Intervention geboten war, ohne dass eine Weltautorität  eingeschritten wäre. Eines, wenn nicht das zentrale Argument für das Vorgehen  der NATO bestand in der analogen Übertragung der innerstaatlich gewonnenen  Kategorie der Nothilfe auf die zwischenstaatliche Ebene.® So wie innerstaatlich  der Bürger das Recht hat, einem anderen gewaltsame Nothilfe zu leisten, wenn  die staatliche Autorität keinen Rechtsschutz gewährt, so darf auch eine partiku-  lare Staatengruppe Menschen in anderen Staaten notfalls mit militärischen Mit-  teln zur Hilfe eilen, wenn der primär zuständige Staat hierin versagt.  Das Nothilfe-Argument wird hier nicht als solches auf den Prüfstand gestellt.?  Vielmehr geht es mir um die Gefahr eurozentrischer Verkürzungen innerhalb  dieses Paradigmas. Diese besteht dort, wo man eine humanitäre Intervention mit-  tels der Kategorie der Nothilfe, also als einer Art humanitärer Nothilfe legitimiert,  ohne zugleich die Verpflichtung anzuerkennen, in allen vergleichbaren Fällen  ebenfalls zu intervenieren.  Der deutsche Bundesaußenminister J. Fischer schien jedenfalls der Ansicht zu  sein, dass einem Recht zur humanitären Intervention keine entsprechende Pflicht  korrespondiert. So verteidigte er den NATO-Einsatz vor dem Sonderparteitag der  Partei der „Grünen“ im Mai 1999 als humanitäre Nothilfe: „Frieden setzt voraus,  dass Menschen nicht ermordet, dass Menschen nicht vertrieben, dass Frauen  nicht vergewaltigt werden. ... ich stehe auf zwei Grundsätzen, nie wieder Krieg,  nie wieder Auschwitz, (...) beides gehört bei mir zusammen.‘“1® Der Außen-  minister rechtfertigte also den Krieg gegen Jugoslawien als einen Akt des  gewaltbewährten Menschenrechtsschutzes. Es gehe um den Schutz von Rechten,  die jedem Menschen aufgrund seines Menschseins unter Absehung von irgend-  welchen partikularen Merkmalen zukomme. Impliziert diese Legitimation die  Selbstverpflichtung, in allen vergleichbaren Fällen von Menschenrechtsverletzun-  gen in gleicher Weise zu handeln?  Außenminister Fischer scheint nicht dieser Überzeugung zu sein. Nur ein halbes  Jahr später stellte er klar, dass es der NATO im Kosovo primär um ihre eigene  Sicherheit ging: „Man erwartet von uns eine grundsätzliche Bereitschaft zum  Engagement für den Frieden und zur Verhinderung von humanitären Katastro-  phen, Völkermord und Vertreibung. ... Es geht aber nicht nur um Werte, sondern  auch um Interessen - und genau dies ist in den Debatten über Kosovo ... bisweilen  missverstanden worden. Moralische Prinzipien spielten ... eine große Rolle, aber  im Kosovo ging es primär um die regionale Sicherheit in Südosteuropa, die direkte  Auswirkungen auf ganz Europa hat. ... Staatliche Souveränität darf kein Freibrief  mehr sein für Massenmord und massive Menschenrechtsverletzungen. Deutsch-  land wird bei Interventionen dennoch weiter öfters nein als ja sagen müssen.“11  Die Verteidigung von Werten allein stelle also keinen hinreichenden Interven-  tionsgrund dar. Vielmehr war es, so muss man Fischer wohl interpretieren, in daseine große Rolle, aber
1 KOsS0vo INg primär die reglonale Sicherheit 1n Südosteuropa, die direkte
uswirkungen auf YallzZ uropa hatI. Analyse  gleicher Weise hätte vorgehen können. Das ergibt sich aus der Unparteilichkeits-  forderung, die in der Rechtsgleichheit gründet.  Die Diskussion über den NATO-Einsatz lief aber im Wesentlichen unter der  Prämisse, dass im Kosovo aufgrund schwerster und massenhafter Menschen-  rechtsverletzungen eine Intervention geboten war, ohne dass eine Weltautorität  eingeschritten wäre. Eines, wenn nicht das zentrale Argument für das Vorgehen  der NATO bestand in der analogen Übertragung der innerstaatlich gewonnenen  Kategorie der Nothilfe auf die zwischenstaatliche Ebene.® So wie innerstaatlich  der Bürger das Recht hat, einem anderen gewaltsame Nothilfe zu leisten, wenn  die staatliche Autorität keinen Rechtsschutz gewährt, so darf auch eine partiku-  lare Staatengruppe Menschen in anderen Staaten notfalls mit militärischen Mit-  teln zur Hilfe eilen, wenn der primär zuständige Staat hierin versagt.  Das Nothilfe-Argument wird hier nicht als solches auf den Prüfstand gestellt.?  Vielmehr geht es mir um die Gefahr eurozentrischer Verkürzungen innerhalb  dieses Paradigmas. Diese besteht dort, wo man eine humanitäre Intervention mit-  tels der Kategorie der Nothilfe, also als einer Art humanitärer Nothilfe legitimiert,  ohne zugleich die Verpflichtung anzuerkennen, in allen vergleichbaren Fällen  ebenfalls zu intervenieren.  Der deutsche Bundesaußenminister J. Fischer schien jedenfalls der Ansicht zu  sein, dass einem Recht zur humanitären Intervention keine entsprechende Pflicht  korrespondiert. So verteidigte er den NATO-Einsatz vor dem Sonderparteitag der  Partei der „Grünen“ im Mai 1999 als humanitäre Nothilfe: „Frieden setzt voraus,  dass Menschen nicht ermordet, dass Menschen nicht vertrieben, dass Frauen  nicht vergewaltigt werden. ... ich stehe auf zwei Grundsätzen, nie wieder Krieg,  nie wieder Auschwitz, (...) beides gehört bei mir zusammen.‘“1® Der Außen-  minister rechtfertigte also den Krieg gegen Jugoslawien als einen Akt des  gewaltbewährten Menschenrechtsschutzes. Es gehe um den Schutz von Rechten,  die jedem Menschen aufgrund seines Menschseins unter Absehung von irgend-  welchen partikularen Merkmalen zukomme. Impliziert diese Legitimation die  Selbstverpflichtung, in allen vergleichbaren Fällen von Menschenrechtsverletzun-  gen in gleicher Weise zu handeln?  Außenminister Fischer scheint nicht dieser Überzeugung zu sein. Nur ein halbes  Jahr später stellte er klar, dass es der NATO im Kosovo primär um ihre eigene  Sicherheit ging: „Man erwartet von uns eine grundsätzliche Bereitschaft zum  Engagement für den Frieden und zur Verhinderung von humanitären Katastro-  phen, Völkermord und Vertreibung. ... Es geht aber nicht nur um Werte, sondern  auch um Interessen - und genau dies ist in den Debatten über Kosovo ... bisweilen  missverstanden worden. Moralische Prinzipien spielten ... eine große Rolle, aber  im Kosovo ging es primär um die regionale Sicherheit in Südosteuropa, die direkte  Auswirkungen auf ganz Europa hat. ... Staatliche Souveränität darf kein Freibrief  mehr sein für Massenmord und massive Menschenrechtsverletzungen. Deutsch-  land wird bei Interventionen dennoch weiter öfters nein als ja sagen müssen.“11  Die Verteidigung von Werten allein stelle also keinen hinreichenden Interven-  tionsgrund dar. Vielmehr war es, so muss man Fischer wohl interpretieren, in dasStaatliche Souveränität eın TeEIDTIE
mehr sSein TÜr Massenmord und massıve Menschenrechtsverletzungen. Deutsch
land bei Interventionen dennoch welter ölfters eın als Ja müssen.“11
Die Verteidigung VOIl en allein STe also keinen hinreichenden nterven
tlonsgrund dar Vielmehr INUSS Fischer wohl interpretieren, das



interessenbestimmte Ermessen der NATO-Staaten gestellt, ob S1e VON der Be Furozen trIS-
INUS In derreC  ZUung, Menschen VOT schwerstem Unrecht bewahren, eDrauc machen.
Wahrnenh-Der Minister vertritt also den Standpunkt, WEeNnNn ihn denn kohärent nterpre MUNGg undtieren dass egitim sel, der Menschenrechte willen dort Reflexion Von

intervenleren, eın derartiges orgehen zugleic. eigenen Interessen 1]1en Kriegen
Einem eCc humanitären Nothilfe korrespondiert für ihn also keine nterven
tionspfilicht.
UunNnacA3s sSe1 dem ulßenminister zugestanden, dass sich Aaus der analogen Ver-
wendung der Nothilfe e1INe Erlaubnis, aber keine Intervention
herleiten ass Der ürger hat die Rechtspülicht, das en anderer
retten, Wenn dies ohne Lebensgefahr möglich 1st Wenn dies LUT unter Einsatz
des eigenen ens gyeht, ist dies echtlich rlaubt, aber eine besteht cht
uch moralisch besteht keine© se1In en 1n die aagsc werfen. Es
ist weder echtlich och moralisch eden. WEn ein Mensch SeIN Leben
opfe: das selnes es retten, aber N1IC bereit ist, das gyleiche tür jedes
andere tun
Analog gilt daher: Zwar 21Dt moralisch und Jurildisch e1in eC aber keine

Intervention, insoflern diese 1n aller ege mıiıt en en
Oldaten verbunden ist 1ne Selektion nach partikularen Erwägungen ist also
grundsätzlich cht verwerltlich ıne Interventionserlaubnis, der keine NtSpre-
chende flic korrespondiert, würde also N1IC einer „Gerechtigkeit la
carte“ „degenerieren“12 Nothilfe Z Preıis des eigenen ens yehö Namlıc
cht den Bereich dessen, WAas sich Menschen einander ohne welteren Ver-
plichtungsgrund chulden, also cht den Gerechtigkeitspflichten, Ssondern ist
ein übergebührliches Werk
Entscheidend ist aber: Wer vorg1bt, Aaus humanitären Motiven, also der
wendung VON Menschenrechtsverletzungen als olchen intervenileren, erhebt
damıit sich selbst den moralischen Änspruch, ın allen vergleichbaren Fällen
intervenieren. 1ıne ele  on ach Erwägungen, die N1IC universalisierbar Sind,
würde den Humanitätsanspruch als vorgeblich entlarven. Man STEe sich eine
humanitäre rganisation VOTL, die dort eigenen Interessen dient!
Nun sind en keine humanitären rganisationen Wenn S1e sich aber en
lich als solche arstellen, und zugleic eın eCc JA partikularen ele  on
klamieren, missbrauchen S1Ee die Menschenrechtsidee enn S1E nehmen deren
Legitimationsüberschuss gegenüber der eigenen Bevölkerung SOWIE anderen
Staaten 1n Anspruch, ohne die damit übernommene erpllichtung einzulösen. Eın
derartiges orgehen kann als Eurozentrismus zurückgewiesen werden, denn
hier eine historische Synthese AaUuUS aC und selbstloser Moralität VOTSCHC-
ben, en! 1n irklichkeit die Durchsetzung partikularer Interessen
geht SO die Menschenrechtsidee 1n errutgebrac



Analyse 3. Eurozentrismus In der Wahrnehmung und eTflexıion
auf Rechtsordnungen

Die Gefiahr ırozentrischer Verkürzung besteht aber auch dort, alle Anstren
uınternommen werden, S1e abzuwenden. 1eSs möchte ich rechtsethi

schen Entwurf des Rechtsphilosophen Otfiried ölfe erläutern.
Eine prominente mme der Diskussion ber den ATO-Einsatz 1st Höffe
Gleichzeitig miıt selner Stellungnahme Maı 199915 erschien seiın Buch „Demo
atıe Zeitalter der Globalisierung“*1*, eine rechtsethische auf die
ntwicklung Weltgesellschait An beiden Orten äußert sich uman!ıi-
tären Intervention Wiır aben also den idealen e]lner humanitärer In
tervention systematischen esam einer ecNANtse
Im Grundlagenteil selner ecNtseenöffe die Menschenrechtsidee
sSamt einem transkulturellen Begründungsanspruch. Auigabe des Staates ist C  9
das usammenleben der Menschen koordinieren, dass die Grundrechte aller
gewahrt Sind Das Scharnier zwischen diesen Grundlagen und dem Anwendungs-

einer humanitären Intervention be1 Höffe das Selbstbestimmungsrecht.
Es 1st VON entraler edeutung die rage, ob Minderheiten 1n polye  schen
en Rechte orenthalten werden und worauf eine Intervention Zz1e Meine
ese ist, dass das Selbstbestimmungsrec N1IC miıt den anderen Rechtsprinzi-
plen, die Höffe das usammenleben VON Kulturen en 1n In  ang
gebrac werden kann
Das Selbstbestimmungsrec begründet Höffe WwI1e jedes f{undamentale eC aus
der Argumentationsiigur eines „legitimatorischen Individualismus“l1> Kın
Rechtsanspruch kann dann als begründet gelten, WE ihm vernünitigerweise
kein Individuum Anerkennung kann er Mensch Ist, insofern
Interessen verfolgt, notwendigerweise daran interessiert, handlungsfähig sSelin
Nsoilern hat eın Interesse, se1ine Handlungsfähigkeit sichern. Dazu gyehö
dass Menschen die edrohung, die S1e einander arstellen, wechselsei-
tuge Sicherheit eintauschen. Nsoflern jedes NdIV1ICAUUM vernüniftigerweise diesen
€  ag schlieißt, hat jeder Mensch ein VOIl allen notwendigerweise respektie-
rendes eC ein Grundrecht auf alles, Was „eıne Bedingung VON Handlungs-
fähigkeit‘“10 arstellt
Nun z,1bt üter, ohne die der Mensch seine „Identität“ und „Selbstachtung“!1/
cht en kann und die „1M ollzug gemeinsamen Handelns allererst
entstehen“18 Daher werden S1e als genuln kollektiv und genuın praktisch be
zeichnet. E1ın besonders hervorgehobenes Handlungskollektiv STe eın Volk dar,
insolern Menschen ugang uUuTtern eröffnet, die deren dentität wesent-
lich SInNd, „namentlich die Sprache, die Rechtstradition und die Religion, eiInNe
Siedlungskontinuität uıund gelebte Solidarität“1% Diese, kollektiv realisie-
rende dentität der Einzelnen durch das Selbstbestimmungsrecht derer
geschützt. Hileraus ass sich eın Sezessi0NSsS-, wohl aber eın eC aul uto
NOMI1e als „innere Selbstbestimmung“ herleiten, NAamlıc dass „das betreffende



VolkVolk ... seine Grundentscheidung, etwa über die Amts- und die Verkehrssprache,  Eurozentris-  mus in der  über die Kultur, Bildung und Ausbildung, ohnehin über die Religion oder Konfes-  Wahrneh-  sion, selber treffen“2% kann.  mung und  Wie aber steht es mit dem Recht auf Selbstbestimmung, wenn Völker vermischt  Reflexion von  zusammenleben? Darf unter diesen.Umständen ein Mehrheitsvolk seine kollekti-  Kriegen  ve Identität in der alle verpflichtenden Rechtsordnung zum Ausdruck bringen?  Wie kann das Selbstbestimmungsrecht von Mehrheits- und Minderheitsvolk zu-  gleich gewahrt werden?  Diese Fragen verweisen in den Grundlagenteil des rechtsethischen Entwurfs.  Unter der Überschrift „Das Recht auf Differenz“ legt Höffe dar, dass Menschen-  rechte gerade nicht zu einer Uniformität gesetzlicher Ordnungen führen, sondern  die Möglichkeit eröffnen, dass sich Kulturen eine ihrer Eigenart entsprechende  Ordnung geben, wenn sie dabei den Mitbürgern, die nicht an dieser Eigenart  partizipieren, jenes Minimum an Freiheit lassen, das für deren Handlungs-  fähigkeit unverzichtbar ist. Es müsste also auch dem Minderheitsvolk das Recht  auf kollektiv-öffentliche Realisierung der eigenen Sprache, Kultur oder Religion  in der Weise eingeräumt werden, wie es das Selbstbestimmungsrecht fordert.  Es ist aber undenkbar, jede Sprache, die auf einem bestimmten Territorium  gesprochen wird, zur Amtssprache zu erheben. Es ist nicht möglich, die zentralen  Festtage einer jeden Religion, die in einem Staat ausgeübt wird, für öffentlich,  arbeitsfrei zu erklären. Ferner: Wie steht es mit kulturellen Eigenarten, die  einander ausschließen, wenn beispielsweise eine bestimmte Form der Schlach-  tung von einer Kultur als unabdingbare Voraussetzung des sittlich legitimen  Fleischgenusses empfunden, von anderen aber als sittlich verwerfliche Tier-  quälerei verstanden wird? Wie können Nomadenkulturen mit Ackerbauern oder  einer Industriekultur auf dem gleichen Territorium koexistieren? Die Ko-  ordinationsfähigkeit des Rechts stößt hier offensichtlich an Grenzen. Wenn das  Recht auf Selbstbestimmung derart grundlegend ist, wie Höffe behauptet - und  ich sehe nicht, was dagegen spricht - dann sind die Möglichkeiten des Staates  begrenzt, die unverzichtbaren Voraussetzungen der Handlungsfähigkeit aller  Bürger, welcher Kultur sie auch angehören, zu sichern.  Die Frage, die sich mir aufdrängt, lautet so: Begegnet in Höffes Denken nicht die  für Westeuropa partikulare Situation homogener Staaten den polyethnischen,  multikulturellen und religionspluralen Staatsgebilden Osteuropas? Werden die  Konsequenzen dieser Begegnung für einen transkulturellen Entwurf einer Welt-  rechtsordnung wirklich gezogen?  Somit führt die Diskussion des höffeschen Entwurfs zu einem ähnlichen Ergebnis  wie die Auseinandersetzung mit der Debatte über die Befugnis zur Interventions-  selektion. Die Gefahr eurozentrischer Verkürzungen hängt nicht nur über dem  Menschenrechtsdenken, sondern lauert auch in der Reflexion auf Kriterien legiti-  mer Gewaltanwendung. Der gewaltbewährte Menschenrechtsschutz fordert wie  die Idee der Menschenrechte einen nicht abschlieRbaren Prozess der Selbstreini-  gung, zu dem diese Überlegungen einen Beitrag leisten wollen.SeINe Grundentscheidung, etwa ber die mts und die Verkehrssprache, Furozen trIS-
mMUuS In derber die Kultur, Bildung und Ausbildung, ne. ber die Religion oder Konies
Wahrnen-S10N, selber treffen‘“20 kann
MUNdg UundWie aber sStTe miıt dem eCc auftf Selbstbestimmung, WE er vermischt Reflexion Vornn

zusammenleben? unter diesen Umständen eın Me  eitsvolk selne kollekti Kriegen
en 1n der alle verpillichtenden Rechtsordnung Z Ausdruck bringen?

Wie kann das Selbstbestimmungsrecht VOIl e1Its und Minderheitsvo
zleich gewahrt werden?
Diese Fragen verweisen 1n den Grundlagenteil des rechtsethischen Entwurfs
nNter der Überschrift „Das eC auft Differenz“ legt Höffe dar, dass Menschen-
rechte gerade cht einer Uniftormität gesetzlicher Ordnungen Jühren, sondern
die Möglichkeit eröffnen, dass sich Kulturen eine ihrer Kıgenart entsprechende
Ordnung gyeben, WEn S1e aDel den itbürgern, die N1C dieser kKıgenart
partizıpieren, jenes Minimum Freiheit lassen, das deren Handlungs-
lähigkeit unverzichtbar ist Es muUusste also auch dem Minderheitsvolk das eCc
auf kollektiv-öfientliche Realisierung der eigenen Sprache, ultur oder Religion

der Weise eingeräumt werden, Ww1e das Selbstbestimmungsrec. iordert.
Es ist aber undenkbar, jede Sprache, die auf einem bestimmten Territorıum
gesprochen WIN Amtssprache rheben Es ist N1IC möglich, die entralen
Festtage einer jeden Religion, die 1n einem Staat ausgeü WIr| MHentlich,
arbeitsirei erklären. Ferner: Wie STE mi1t kulturellen igenarten, die
einander ausschließen, WEeEIN beispielsweise eine estimmte Horm der Schlach
tung VOINl einer ultur als unabdingbare Voraussetzung des S1 legitimen
Fleischgenusses empIiunden, VON anderen aber als S1 verwerltliche 1ler-
quälerei verstanden wird? Wie können Nomadenkulturen mit Ackerbauern oder
einer Industriekultur auf dem gleichen Territorium koexistieren? Die Ko
ordinationsfähigkeit des Rechts STO hier oMensichtlic Grenzen. Wenn das
eCcC auft Selbstbestimmung derart grundlegend 1st, WIe Höffe behauptet und
ich csehe N1IC. Was dagegen Sspricht dann Sind die Möglichkeiten des es
begrenzt, die unverzichtbaren Voraussetzungen der Handlungsfähigkeit aller
ürger, welcher ultur S1e auch angehören, sichern.
Die rage, die sich mM1r auidrängt, lautet Begegnet esen N1IC die

Westeuropa are Situation homogener en den polyethnischen,
multikulturellen und relig1onspluralen Staatsgebilden OÖsteuropas? erden die
Konsequenzen dieser egegnung einen transkulturellen Entwurt einer Welt
rechtsordnung wirklich gezogen”?
1030008 die Diskussion des höffeschen Entwurifs einem nlichen Ergebnis
w1e die useinandersetzung mıiıt der Debatte ber die Befiugnis Interventons-
sele  on Die Gefahr ıuırozentrischer erkürzungen hängt nicht 1LLUT ber dem
Menschenrechtsdenken, sondern aue auch 1n der Reflexion auftf Krıterlen legiti-
INeTr ewaltanwendung. Der gewaltbewährte Menschenrechtsschutz tordert WIe
die Idee der Menschenrechte einen N1IC bsc  eisbare Prozess der Selbstreini
ZUNS, dem diese Überlegungen einen Beitrag eisten wollen.



Analyse Selbstkritik und Dialog
Es nm allerdings TreC nachdenklic dass sich 1n der Vergangenheit miıt
äufßerster Gewissenhaiftigkeit gerade dort die Überwindung VON Eurozentris-
16 em' hat, sich ach uUuNnseTeM eutigen erständnis eurozentrische
Vergewaltigung SOZUSageCNH 1n Reinform Thomas VON Aquin rechtfertigte
die Kreuzzüge Augustinus zıt1erend miıt Verweis auft den „Ordo naturalis“ also
jener Naturordnung, die alle Menschen Jenselts ihrer relig1ösen Bindungen V6I -

pflichtet. Thomas legitimierte miıt einem gewlssen Anachronismus formuliert
Kreuzzüge als humanitäre Interventionen: „  €  © den Armen und beireit den
Dürftigen Aaus der Hand der Sünder. “21 Und Franc1isco de Vitoria legte die Uun:
mente des modernen Völkerrechts, indem ach einer Ordnung iragte, die
Europäer und indianische Ureinwohner gleichermalßse verpflichtet, deren Verlet
ZUNg durch die ndianer aber die roberung einamerikas egl  jeren ONN-
te.22
Hür mich STEeE sich die rage, ob cht die uUuNnseTeSs politisch-philoso-
phischen Denkens jenemo enden HMUSS, WIe ihn ürgen Werbick das
interrelig1öse espräc einifordert „Wir mMusSsen auifgrund uUunNnseTIeTr Verstehens-
voraussetzungen verstehen suchen, Wds uUuLNSeEIe Verstehensvoraussetzungen
1n rage sSte und aDel ıuch noch ernsth. damit rechnen, dass sich durch
olches InfIragestellenlassen die ahrheit des verbindend Verbindlichen, ach
der uns ausstrecken, HeUu erschließt.“25

Habermas, Die postnationale Konstellation. Politische ESSAYS, Frankfurt/M. 1998, e192,
180
Ö Habermas, aaQ0 (Anm 1 180

Hölie, Menschenrechte: europdischer Kulturexport oder universales Ethos?, Delgado
(Hrsg. Herausiorderung uropa. Wege ıner europäischen dentität, München 1995,
114-130, OS

Ich danke ans: Reuter, Ha]Jo Schmidt OWI1e Jörg Splett hilfreiche ÄAnregungen
und Korrekturen Krıtikwürdiges 1st selbstverständlich 1U zuzuschreiben.

Dieser Kriegsbegriff hat eine yEeWISSE Unschärie, die ich uıunter meılner Fragestellung nicht
weiıter anspıtzen HNUSS.

Nishio, Die ExRlusivität Europas. Aus der Rritischen Sicht eInes apaners, 1mM gespräch
1980), 306-38,

Kıne AllZ andere rage ist C welche Kriterien eine humanitäre Intervention gelten.
ach meiner Ansicht verfügen über keine anerkannten Standards einer humanıtärer
Intervention Vgl hierzu Beestermölher, Kehrt die Lehre DOM gerechten Krieg zurück? Zur
Paradigmenkrise der Friedensethik angesichts des Kosovo-Konflikts, Seller
ürgen Schwarz, 2001 (vorgesehen). Der Fokus der hiler vorgelegten Überlegungen liegt auft der
unparteilichen Anwendung VOIl menschenrechtsbegründeten Kriterien, WwIe auch immer sS1e
qualifizieren Se1InNn mögen.

Als Dars DrO TOotfo sSEe1 auf ZWel Stimmen verwiesen: „Wenn nicht anders geht, muüssen
emokratische Nachbarn völkerrechtlich legitimierten othilfe 1llen dürifen.“ (J Habermas,
Bestialität und Humanität, erkel (Hg.) Der Kosovo-Krieg und das Völkerrecht, Frank:



Furozen trIS-furt/M 2000, O31) Und ”Normatives Fundament den DA  INSAaTZz ist das Prinzıp der
othilfe.“ (R. erkel, Das Elend der Beschützten. Rechtsethische Grundlagen und TenNZenN der S0Oq. MUS INn der
humanitären Intervention und die Verwerflichkeit der NATO-ARtion IM K0osovo-Krieg, ebd., Wahrneh-
66-99, 08.) MUNG und

Ich habe anderer Stelle auf die Probleme dieses Ansatzes hingewlesen. Vgl eeSs- Reflexion Vorn

ermölher, Der Kosovo-Konflikt und die Zukunft des Völkerrechts, 1n DIe eue Ordnung Z000 Kriegen
19-33

10 Im Wortlaut "TCH werde das nicht umsetzen.“ Aufßßenminister Fischer wirbt seine
altung KOS0OVvo, 1n Frankfurter Rundschau, 4.5.19909,

11 Fischer, ede hei der Mitgliederversammlung der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige
Politik November 1999 er! /AN nach: http:/ /www.auswaertiges-amt.g0overn-
ment.de /6_archiv, D; Hervorhebung 1m Text.
1 Höffe, Humanıitare Intervention? Rechtsethische Überlegungen, 1n eue Zürcher Zeitung,

3./9 Maı 19909, Nr 105
13 Höffe, aaQ0 (Anm. KZ)
14 Höffe, Demokratie Im Zeitalter der Globalisierung, München 1999
15 Höffe, aa0Q0 (Anm 14), 45-48
16 Höffe, aaQ0 (Anm 14) 389
167 Höffe, aaQ0 (Anm 14) 388
18 Höffe, aa0 (Anm 14) 388°/
19 Höffe, aaQ0 (Anm 14) 308°/
20 Höffe, aa0Ö0 14), 3000

1L-IL, q.40 a.l, ICS\ Für Thomas ist der Kreuzzug eın gerechter Krieg. Vgl Bees-
termöler, Thomas DON quin und der gerechte Krieg. Friedensethik IM theologischen Kontext der
Summa Theologiae, öln 1990 (Theologie und Frieden: 4) 167{7

27 ustenhoven, Francisco de Vıtoria Krieg und Frieden, öln 1991 (  eologie und
Frieden; 5) 5717.

23 Werbick, Toleranz und Pluralismus. Reflexionen einem problematischen
Wechselverhältnis, 107-121, LA


